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AVG 857
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1. AVG § 57 heute

2. AVG § 57 glltig ab 01.02.1991

1. BFA-VG 8 223 heute

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG 8§ 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
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7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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Spruch

G309 2217837-1/10E

Schriftliche Ausfertigung des am 30.04.2019 muindlich verkindeten Erkenntnisses:
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Ing. Mag. Franz SANDRIESSER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des XXXX, geb. XXXX, StA.. Afghanistan, vertreten durch die ARGE Rechtsberatung, Diakonie
Fluchtlingsdienst gem. GmbH, gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl,
Regionaldirektion Steiermark vom 03.04.2019, ZI. XXXX, und gegen die Anhaltung in Schubhaft, zu Recht:Das
Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Ing. Mag. Franz SANDRIESSER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des romisch 40, geb. rémisch 40, StA.: Afghanistan, vertreten durch die ARGE Rechtsberatung, Diakonie
Fluchtlingsdienst gem. GmbH, gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl,
Regionaldirektion Steiermark vom 03.04.2019, ZI. rémisch 40 , und gegen die Anhaltung in Schubhaft, zu Recht:

A)
|. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.rémisch eins. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

Il. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft mafigeblichen
Voraussetzungen vorliegen.romisch zwei. Es wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die
Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen.

Ill. Die beschwerdefihrende Partei hat dem Bund (Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Hohe
von 887,20 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzenrémisch drei. Die beschwerdeflihrende Partei
hat dem Bund (Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen in Héhe von 887,20 Euro binnen zwei Wochen

bei sonstiger Exekution zu ersetzen

IV. Der Antrag der beschwerdefUhrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen wird abgewiesenrémisch vier. Der

Antrag der beschwerdeflhrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen wird abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit dem oben im Spruch angefiihrten Mandatsbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im
Folgenden: belangte Behdrde), Regionaldirektion Steiermark, vom 03.04.2019, vom Beschwerdeflhrer (im Folgenden:
BF) personlich dbernommen am 03.04.2019 um 19:50 Uhr, wurde Uber den BF gemal3 § 76 Abs. 2 Z 1 FPG iVm. § 57
AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Verfahrens lber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick
auf die Erlassung einer aufenthaltsbeenden Malinahme angeordnet.1. Mit dem oben im Spruch angefuhrten
Mandatsbescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte Behérde), Regionaldirektion
Steiermark, vom 03.04.2019, vom Beschwerdefuhrer (im Folgenden: BF) persénlich tdbernommen am 03.04.2019 um
19:50 Uhr, wurde Uber den BF gemal3 Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 57, AVG die
Schubhaft zum Zweck der Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die

Erlassung einer aufenthaltsbeenden Mal3nahme angeordnet.
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2. Mit dem am 23.04.2019 beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG) eingebrachten und mit demselben Tag datierten
Schriftsatz erhob der BF durch seine bevollmachtigte Rechtsvertretung Beschwerde gegen den im Spruch angefihrten
Schubhaftbescheid.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden von der belangten Behorde
dem BVwG am 24.04.2019 vorgelegt.

4. Das BVwG flhrte in der gegenstandlichen Rechtssache am 30.04.2019 in der AuRenstelle Graz eine offentliche
mundliche Verhandlung durch, an welcher der BF nach polizeilicher Vorfiihrung aus dem Anhaltezentrum (AHZ)
Vordernberg, seine bevollmachtigte Rechtsvertreterin, ein Vertreter der belangten Behdrde und ein Dolmetscher fur
die Sprache Paschtu teilnahmen. Am Schluss der Verhandlung wiederholte der BF den Antrag auf Stattgabe der
Beschwerde, wahrend der Vertreter der belangten Behdrde die Abweisung der Beschwerde, einen Ausspruch tber die
Fortsetzung der Schubhaft sowie im Falle des Obsiegens, Uberdies den Zuspruch des Verhandlungsaufwandes

beantragte.

Nach Schluss der Verhandlung wurde das gegenstandliche Erkenntnis mandlich verkiindet. Die Rechtsvertreterin des

BF stellte sogleich einen Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der BF fuhrt die im Spruch angefihrte Identitdt (Namen und Geburtsdatum) und ist Staatsangehoriger von

Afghanistan. Identitatsdokumente wurden nicht vorgelegt. Der BF verfligt tiber kein giltiges Reisedokument.

1.2. Der BF reiste rechtswidrig nach Osterreich ein und stellte am 16.04.2011 einen Antrag auf internationalen Schutz.
Dieser Antrag wurde mit Bescheid vom 15.09.2016 abgewiesen. Dagegen erhob der BF das Rechtsmittel der
Beschwerde. Einer von BVwWG anberaumten Verhandlung blieb der BF trotz Kenntnis des Verhandlungstermines
unentschuldigt fern, und verfligte seit 17.08.2015 Uber keine Meldung an einer Wohnadresse. Die letzte amtliche
Anmeldung endete mit 24.11.2017, und stellte diese eine Anmeldung in einem Polizeianhaltezentrum dar. Der BF war
flr die Behdérden ab diesem Zeitpunkt nicht mehr greifbar. Das Asylverfahren musste deshalb bereits 4 Mal eingestellt
werden. Das Beschwerdeverfahren wurde vom BVwG in weiterer Folge ebenfalls eingestellt, und Uber Antrag des BF als
auch der belangten Behdrde mit Beschluss des BVwG vom 15.04.2019 fortgesetzt (GZ: W246 1421635-2).

1.3. Der BF reiste im Jahr 2018 nach Frankreich, wo er sich ungefahr 8 Monate aufhielt, und weiter nach Deutschland
wo er sich ungefahr 3 Monate aufhielt. In Deutschland stellte der BF am 02.01.2019 unter Angabe eines anderen
Namen XXXX einen weiteren Asylantrag. SchlieBBlich wurde der BF am 03.04.2019 in Graz festgenommen, und wird seit
03.04.2019, 19:50 Uhr, auf Grund des verfahrensgegenstandlichen Bescheides in Schubhaft XXXX angehalten.1.3. Der
BF reiste im Jahr 2018 nach Frankreich, wo er sich ungefahr 8 Monate aufhielt, und weiter nach Deutschland wo er sich
ungefahr 3 Monate aufhielt. In Deutschland stellte der BF am 02.01.2019 unter Angabe eines anderen Namen rémisch
4 0 einen weiteren Asylantrag. SchlieBlich wurde der BF am 03.04.2019 in Graz festgenommen, und wird seit
03.04.2019, 19:50 Uhr, auf Grund des verfahrensgegenstandlichen Bescheides in Schubhaft rémisch 40 angehalten.

1.4. Im Zeitraum von 2013 bis 2016 wurde der BF vom Landesgericht fur Strafsachen XXXX 4 Mal rechtskraftig
verurteilt. Zwei Mal wegen des Verbrechens des Raubes, der schweren Sachbeschadigung, Korperverletzung, schwerer
Hausfriedensbruch,1.4. Im Zeitraum von 2013 bis 2016 wurde der BF vom Landesgericht fur Strafsachen rémisch 40 4
Mal rechtskraftig verurteilt. Zwei Mal wegen des Verbrechens des Raubes, der schweren Sachbeschadigung,
Kérperverletzung, schwerer Hausfriedensbruch,

Vergehen nach dem Waffengesetz, und gefahrlicher Drohung. Der BF finanziert seinen Lebensunterhalt durch
Zuwendungen von der Cariats, und durch den Verkauf von Canabis.

1.5. Es konnten keine Anhaltspunkte flr eine nennenswerte soziale und gesellschaftliche Integration des BF festgestellt
werden. Es konnte insbesondere nicht festgestellt werden, dass der BF mit einer anderen Person in einer aufrechten
Beziehung lebt. Der BF verfugt Uber keine familiaren, beruflichen oder sonstigen nennenswerten tiefergehenden
sozialen Bindungen in Osterreich, und U(ber keine ausreichenden Existenzmittel zur Sicherung seines
Lebensunterhaltes. Zuletzt war der BF in der Nahe des Bahnhofes in Graz bei einem Freund aufhaltig.



1.6. Der BF stellte am 15.04.2019 einen Antrag auf freiwillige Rickkehr und Ruckkehrhilfe in seinen Herkunftsstaat.
Dieser Antrag wurde vom BF am 25.04.2019 widerrufen.

2. Beweiswurdigung:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt den
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwG.

Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht in der mindlichen
Verhandlung und auf Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier
Beweiswirdigung der gegenstandlichen Entscheidung als mal3geblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

2.1. Die im Spruch angefihrte Identitat (Namen und Geburtsdatum) und die angeflihrte Staatsangehdrigkeit beruhen
auf den von der belangten Behorde im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, denen seitens des BF
weder in seiner Beschwerde noch in der mindlichen Verhandlung entgegengetreten wurde.

2.2. Die Feststellungen hinsichtlich der Einreise und des Aufenthaltes des BF sowie zu den ihn betreffenden asyl- und
fremdenrechtlichen Entscheidungen beruhen auf einer Abfrage des Zentralen Fremdenregisters und auf den
Feststellungen des Bescheides der belangten Behdrde, denen seitens des BF weder in seiner Beschwerde noch im
Zuge der mundlichen Verhandlung entgegengetreten wurde.

2.3. Die Feststellung, dass der BF Uber kein gultiges Reisedokument verflgt, erschlief3t sich aus dem vorliegenden Akt.

2.4. Die Feststellungen zu den strafgerichtlichen Vormerkungen griinden sich auf einem aktuellen Auszug aus dem
Strafregister. Die Feststellung zum Umstand, dass der BF sich seinen Lebensunterhalt unter anderem durch den
Verkauf von Drogen finanziert, griinden sich auf seine Angaben im Zuge einer niederschriftlichen Einvernahme am
03.04.2019 durch die belangte Behérde.

2.5. Die Feststellungen zu den Wohnsitzmeldungen des BF griinden sich auf einen aktuellen Auszug aus dem Zentralen
Melderegister.

2.6. Der BF hat familidre Bezugspunkte in Osterreich weder behauptet noch belegt und basiert die entsprechende
Feststellung auf den unbestritten gebliebenen Feststellungen im verfahrensgegenstandlichen Bescheid.

2.7. Feststellungen hinsichtlich fehlender beruflicher Bindungen an Osterreich bzw. ausreichender Existenzmittel
grinden sich auf entsprechende, unbestritten gebliebene Feststellungen im angefochtenen Bescheid und auf das

Vorbringen des BF in der mundlichen Verhandlung.

2.8. Auf Grund des bisherigen Gesamtverhaltens und des in der Verhandlung hinterlassenen persénlichen Eindrucks
tritt das erkennende Gericht im Ergebnis der Beurteilung der belangten Behdérde bei, dass sich der BF bislang als nicht

vertrauenswirdig erwiesen hat.
3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit:

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte 8 22a des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
lautet:Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a, des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), lautet:

"8 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
3. gegen ihn Schubhaft gemaR dem 8. Hauptstlck des FPG angeordnet wurde.

(1a) Fur Beschwerden gemal3 Abs. 1 gelten die fur Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.(1a) Fir Beschwerden



gemal Absatz eins, gelten die fur Beschwerden gemalR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren
Bestimmungen des VWGVG mit der Mal3gabe, dass belangte Behdrde jene Behérde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht dem
Beschwerdefiihrer gemaR § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu
beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist
gehemmt.(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer
Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht
dem Beschwerdeflihrer gemal} Paragraph 13, Absatz 3, AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der
Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen
Ablauf der Frist gehemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnisméaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde geméaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

Das BVwWG ist nach§ 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG fur die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde zustandigDas
BVWG ist nach Paragraph 22 a, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG flr die Entscheidung der gegenstandlichen Beschwerde
zustandig.

3.2. Abweisung der Beschwerde betreffend Schubhaftbescheid und Anhaltung in Schubhaft (Spruchpunkt A.1.):

3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte § 76 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG)3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte
Paragraph 76, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),

lautet:

"8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. Unmundige Minderjahrige dirfen nicht in Schubhaft
angehalten werden."8 76. (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck
der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmuindige Minderjahrige
durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn

1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer
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aufenthaltsbeendenden MalBnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gemal3 § 67 gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,1. dies zur Sicherung des
Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die offentliche Ordnung oder Sicherheit gemaR
Paragraph 67, gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme nach dem 8. Hauptsttick
oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismalig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen3. die Voraussetzungen des Artikel 28,
Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskraftige Ruckkehrentscheidung vorliegt (8 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den
Fallen des 8 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft eine vom Aufenthalt des
Fremden ausgehende Gefdhrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.Bedarf es der Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden Malinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte rechtskraftige
Ruckkehrentscheidung vorliegt (Paragraph 59, Absatz 5,), so steht dies der Anwendung der Ziffer eins, nicht entgegen.
In den Fallen des Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG gilt Ziffer eins, mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft
eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefahrdung der offentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht

voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitsprifung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein
allfalliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter
Berlcksichtigung der Schwere der Straftaten das o6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer
Abschiebung den Schutz der personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.(2a) Im Rahmen der
VerhaltnismaRigkeitsprufung (Absatz 2 und Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein allfalliges
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Bertcksichtigung
der Schwere der Straftaten das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der

personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
berucksichtigen,(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder 2 oder im Sinne des Artikel 2, Litera n,
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem
Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird.
Dabei ist insbesondere zu berucksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemall 8 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemal3 8 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und
deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (8 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind;1a. ob der Fremde eine Verpflichtung
gemal Paragraph 46, Absatz 2, oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemafR
Paragraph 46, Absatz 2 b, auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn
Zwangsstrafen (Paragraph 3, Absatz 3, BFA-VG) angeordnet worden sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AulBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;
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4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser
dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund 8 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand,
insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,
Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung

anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrage auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde

falsche Angaben hiertiber gemacht hat,
b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der
Unterkunftnahme gemal3 88 52a, 56, 57 oder 71 FPG, 8 38b SPG, 8 13 Abs. 2 BFA-VG oder 88 15a oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaBnahme;8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten,
Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der Unterkunftnahme gemaf3 Paragraphen 52 a,
56, 57, oder 71 FPG, Paragraph 38 b, SPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder Paragraphen 15 a, oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf

internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MalRnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Auslben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz

eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaRR§ 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(4) Die
Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemal3 Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der
Fremde befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo kurzfristig in
Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemalR Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als

widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem
Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MalRnahme (Ziffer eins,
oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung
des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzégerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und§ 12 Abs. 1 BFA-VG gelten
sinngemaR."(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so
kann diese aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzdgerung der
Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit
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Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph
12, Absatz eins, BFA-VG gelten sinngemal3."

Der mit "Aufenthaltsverbot" betitelte § 67 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG)Der mit "Aufenthaltsverbot" betitelte
Paragraph 67, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),

lautet:

"8 67. (1) Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR-Burger, Schweizer
Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige ist zulassig, wenn auf Grund ihres personlichen Verhaltens die
offentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet ist. Das personliche Verhalten muss eine tatsachliche, gegenwartige und
erhebliche Gefahr darstellen, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berthrt. Strafrechtliche Verurteilungen allein
kénnen nicht ohne weiteres diese Malinahmen begrinden. Vom Einzelfall losgeldste oder auf Generalpravention
verweisende Begriindungen sind nicht zulassig. Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen EWR-Blrger, Schweizer
Burger oder begunstigte Drittstaatsangehorige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann
zuladssig, wenn aufgrund des personlichen Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die
éffentliche Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich
gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fir Minderjahrige, es sei denn, das Aufenthaltsverbot ware zum Wohl des Kindes
notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 (iber die Rechte des Kindes
vorgesehen ist.

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn der Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf
zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berucksichtigung der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaRig ist
oder wenn die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-VO vorliegen (§ 76 Abs. 2 FPG). Dabei sind das
offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen.Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRgabe der grundrechtlichen Garantien
des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zulassig, wenn der
Anordnung der Schubhaft ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegt und die Schubhaft unter Berlcksichtigung
der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismalig ist oder wenn die Voraussetzungen des Artikel 28, Absatz eins
und 2 Dublin-VO vorliegen (Paragraph 76, Absatz 2, FPG). Dabei sind das Offentliche Interesse an der Sicherung der
Aufenthaltsbeendigung und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner personlichen Freiheit abzuwagen.

Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die
Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG, erreicht werden (8 76 Abs. 1 FPG), ist die Anordnung der Schubhaft
nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VwWGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647). Ein Sicherungsbedarf ist in
der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren
oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde (8 76 Abs. 3 FPG).Kann der
Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung
eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden (Paragraph 76, Absatz eins, FPG), ist die Anordnung
der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,; VwGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647). Ein
Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der
Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen oder diese zumindest wesentlich erschweren werde
(Paragraph 76, Absatz 3, FPG).

Der aktuelle Sicherungsbedarf muss in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer Verankerung
in Osterreich. Dafir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
Anknupfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann (vgl. zum Grad der sozialen Verankerung in Osterreich VwGH 11.05.2017, Ro
2016/21/0021). Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei der Priifung
des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei frihere Delinquenz das Gewicht
des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung mafigeblich vergroRern kann (VWGH
21.12.2010, ZI.2007/21/0498).Der aktuelle Sicherungsbedarf muss in weiteren Umstanden begriindet sein, etwa in
mangelnder sozialer Verankerung in Osterreich. Daflir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familiarer,
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sozialer oder beruflicher Ankntpfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko
des Untertauchens eines Fremden, rechtfertigen kann vergleiche zum Grad der sozialen Verankerung in Osterreich
VwGH 11.05.2017, Ro 2016/21/0021). Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in
Osterreich ist bei der Priifung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei
frihere Delinquenz das Gewicht des o6ffentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung
mafgeblich vergréBern kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498).

Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande
vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden beflrchten lassen
(vgl. VWGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung
des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme) besonderer Umstande, die ein Untertauchen
des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret beflirchten lassen. In einem spéateren Stadium des
Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rickkehrentscheidung oder Anordnung zur
AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder
Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fur die Annahme eines Sicherungsbedarfs gentigen (vgl. VwGH 23.09.2010, ZI.
2007/21/0432 mwN).Die Anhaltung eines Asylwerbers in Schubhaft kann nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere
Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein Untertauchen des betreffenden Fremden beflrchten
lassen vergleiche VWGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei bedarf es in dem friihen Verfahrensstadium (etwa
vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme) besonderer Umstande, die ein
Untertauchen des betreffenden Fremden schon zu diesem Zeitpunkt konkret beflrchten lassen. In einem spateren
Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach Vorliegen einer durchsetzbaren Rickkehrentscheidung oder
Anordnung zur AuBerlandesbringung, kdnnen dann unter Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine
Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fir die Annahme eines Sicherungsbedarfs genlgen
vergleiche VWGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).

3.2.2. Auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:

Auf Grund des in der muindlichen Verhandlung festgestellten Sachverhaltes haben sich der angefochtene
Schubhaftbescheid und die darauf gestitzte Anhaltung in Schubhaft als rechtmaRig erwiesen, weshalb die
Beschwerde insoweit gemall § 22a BFA-VG iVm. & 76 FPG als unbegrindet abzuweisen warAuf Grund des in der
mundlichen Verhandlung festgestellten Sachverhaltes haben sich der angefochtene Schubhaftbescheid und die darauf
gestutzte Anhaltung in Schubhaft als rechtmaRig erwiesen, weshalb die Beschwerde insoweit gemal Paragraph 22 a,
BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 76, FPG als unbegriindet abzuweisen war.

Die beschwerdefiihrende Partei hat sich durch ihr bisheriges personliches Gesamtverhalten als nicht vertrauenswirdig
erwiesen. Der BF verfugt seit 24.11.2017 Uber keinen ordentlichen Wohnsitz im Bundesgebiet, wobei dies die Meldung
in einem Polizeianhaltezentrum darstellt. Die letzte Meldung an einer Wohnadresse endete am 17.08.2015. Das
laufende Asylverfahren musste bereits 4 Mal eingestellt werden, weil der BF weder fur die Behoérde noch das Gericht
greifbar war. Termine zur Einvernahme bzw. Ladungen wurde vom BF mehrfach unentschuldigt nicht wahrgenommen.
Der BF reiste nach Frankreich und auch nach Deutschland, stellte in Deutschland unter Angabe weiterer Aliasdaten im
Janner 2019 einen Asylantrag, obwohl er vom Verfahren in Osterreich in Kenntnis war. Dieses Verhalten zeigt die hohe
Mobilitat des BF und liegt daher im Lichte der obigen Ausfiihrungen eine erhebliche Fluchtgefahr beim BF vor. Der BF
verfligt Uiberdies in Osterreich weder (iber beriicksichtigungswiirdige familidre oder sonstige beriicksichtigungswiirdige
private Bindungen, und Uber keine ausreichenden Existenzmittel zur Sicherung des Lebensunterhaltes.

Der BF ist auch massiv strafrechtlich negativ in Erscheinung getreten. Die zweifache Verurteilung wegen des
Verbrechens des Raubes, der qualifizierten Form des schweren Hausfriedensbruches, der Korperverletzung, der
gefahrlichen Drohung, des Besitzes von verbotenen Waffen, als auch der schweren Sachbeschadigung, zeigt von der
hohen Gewaltbereitschaft des BF. Wenngleich sich seit der Haftentlassung des BF aus der Strafhaft bzw. der
anschlieBend vollzogenen polizeilichen Verwaltungsstrafhaft am XXXX2017, keine strafrechtliche Vormerkung mehr
findet, gab der BF im Zuge seiner Einvernahme am 03.04.2019 an, seinen Lebensunterhalt nunmehr auch durch den
Drogenhandel (Verkauf von Cannabis) zu finanzieren, was durch das Abtauchen des BF und dem damit verbundenen
Wegfall der Grundversorgung, durchaus nachvollziehbar ist. Im Ergebnis stellt der BF durch sein bislang gezeigtes
Gesamtverhalten eine tatsachliche und gegenwartige erhebliche Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit
dar, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berthrt, stellt doch der Schutz von Leib und Leben ein massives
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Grundinteresse der Gesellschaft dar.

Es kann daher der belangten Behorde unter Berlcksichtigung des bisherigen Verhaltens des BF nicht vorgeworfen
werden, wenn sie bei ihrer Entscheidung zur Anordnung der Schubhaft und dem daflr erforderlichen
Sicherungsbedarf davon ausging, dass sich der BF durch Untertauchen dem Verfahren Uber einen Antrag auf
internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme entziehen kénnte. Dem
verfahrensgegenstandlichen Sicherungszweck steht auch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8 77 FPG
entgegen.Es kann daher der belangten Behdrde unter Berucksichtigung des bisherigen Verhaltens des BF nicht
vorgeworfen werden, wenn sie bei ihrer Entscheidung zur Anordnung der Schubhaft und dem dafir erforderlichen
Sicherungsbedarf davon ausging, dass sich der BF durch Untertauchen dem Verfahren Uber einen Antrag auf
internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme entziehen kénnte. Dem
verfahrensgegenstandlichen Sicherungszweck steht auch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77,
FPG entgegen.

Eine Gesamtabwagung aller angefuihrten Umstande ergibt daher, dass das 6ffentliche Interesse an der Sicherung des
Verfahren Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme das Interesse an der Schonung der persdnlichen Freiheit Uberwogen und ein konkretes
Sicherungsbedurfnis bestanden hat. Auch erweist sich die bisherige Anhaltung in Schubhaft bei Abwagung aller
betroffenen Interessen als verhaltnismaRig.

3.3. Vorliegen der mafgeblichen Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft (Spruchpunkt A.lL.):

Den oben unter Punkt 3.2. dargelegten Erwagungen zum Vorliegen eines konkreten Sicherungsbedarfs und zur
VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft kommt auch zum Zeitpunkt dieser Entscheidung unverandert Geltung zu.

Aus den oben dargelegten Umstanden und insbesondere auch unter Berlcksichtigung der fehlenden sozialen
Bindungen in Osterreich ist aktuell von einer erheblichen Fluchtgefahr auszugehen, zumal besondere Umsténde
vorliegen, die ein Untertauchen des BF beflrchten lassen. Letztlich konnte der BF auch nicht glaubhaft machen, dass
er sich in einer festen, emotional tiefgreifenden Beziehung mit einer in Osterreich lebenden Person befindet.

Die Anordnung eines gelinderen Mittels gemal3 § 77 FPG erweist sich im Hinblick auf den verfahrensgegenstandlichen
Sicherungszweck als nicht geeignet.Die Anordnung eines gelinderen Mittels gemaR Paragraph 77, FPG erweist sich im
Hinblick auf den verfahrensgegenstandlichen Sicherungszweck als nicht geeignet.

Eine auf den vorliegenden Einzelfall bezogene Gesamtabwagung zwischen dem 6ffentlichen Interesse an der Sicherung
des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeenden
MalRnahme einerseits und der Schonung der personlichen Freiheit andererseits ergibt somit, dass das erwahnte
offentliche Interesse Uberwiegt, weil ohne Anordnung der Schubhaft das Verfahren wahrscheinlich vereitelt oder

wesentlich erschwert werden wurde.

Dass besondere, in der Person des BF gelegene Umstande vorliegen, die der Schubhaft entgegenstehen wirden, ist
weder dem Vorbringen in der Beschwerde noch den Ermittlungsergebnissen in der mindlichen Verhandlung zu
entnehmen.

Die fortgesetzte Anhaltung in Schubhaft erweist sich daher zum Zweck der Sicherung des Verfahrens Uber einen
Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme als
notwendig und verhaltnismafig. Die Anhaltung in Schubhaft kann somit derzeit auch aus diesem Gesichtspunkt, aber
auch unter Berlcksichtigung der gesetzlich festgelegten Hochstdauer der Anhaltung in Schubhaft, fortgesetzt werden.

Es war daher gemaR § 22a Abs. 3 BFA-VG festzustellen, dass zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fir die Fortsetzung
der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen.Es war daher gemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG
festzustellen, dass zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft malfigeblichen
Voraussetzungen vorliegen.

3.4. Zu den Antragen auf Ersatz der Aufwendungen (Spruchpunkte A.lll. und A.IV.):

Gemald § 22a Abs. 1a BFA-VG gelten fur Beschwerden gemal3§ 22a Abs. 1 BFA-VG die flir Beschwerden gemaR3 Art. 130
Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren Bestimmungen des VwWGVG mit der Mal3gabe sinngemal3, dass belangte Behdrde jene
Behorde ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/77
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/77
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a

zuzurechnen ist.Gemal Paragraph 22 a, Absatz eins a, BFA-VG gelten fur Beschwerden gemal Paragraph 22 a, Absatz
eins, BFA-VG die fur Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG anwendbaren Bestimmungen des
VWGVG mit der Maligabe sinngemal3, dass belangte Behdrde jene Behdrde ist, die den angefochtenen
Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurechnen ist.

Der mit "Kosten im Verfahren Uber Beschwerden wegen Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt" betitelte § 35 VWGVG lautet:Der mit "Kosten im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausibung
unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt" betitelte Paragraph 35, VwGVG lautet:

"8 35. (1) Die im Verfahren Gber Beschwerden wegen Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei."8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausubung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat
Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene AuslUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt flr
rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdefihrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefuhrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurlickgezogen wird, dann ist die Behorde die obsiegende und der Beschwerdeflhrer
die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemal3 Abs. 1 gelten{4) Als Aufwendungen gemal3 Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebulhren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdeflhrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fur den Schriftsatz-, den Verhandlungs-
und den Vorlageaufwand.

(5) Die Héhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und
Verhandlungsaufwand der Behdrden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VWGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemaR Abs. 1 sinngemal anzuwenden(6) Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemaR Absatz eins, sinngemal anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mundlichen Verhandlung
gestellt werden."

Die Hohe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemall Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behorde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in § 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV) wie folgt
festgesetzt:Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Auslbung
unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG und
Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemald Artikel 130,
Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrdge wird in Paragraph eins, der VwG-
Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV) wie folgt festgesetzt:

"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefiihrers als obsiegende Partei 737,60 Euro

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdefiihrers als obsiegende Partei 922,00 Euro
3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behorde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behorde als obsiegende Partei 368,80 Euro

5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behdérde als obsiegende Partei 461,00 Euro
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6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behdrde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro."

Da die Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid und die Anhaltung in Schubhaft abgewiesen und das Vorliegen der
Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Schubhaft ausgesprochen wurde, ist die belangte Behérde gemal? § 35 Abs. 3
VwWGVG obsiegende und die beschwerdefuhrende Partei unterlegene ParteiDa die Beschwerde gegen den
Schubhaftbescheid und die Anhaltung in Schubhaft abgewiesen und das Vorliegen der Voraussetzungen fiur die
Fortsetzung der Schubhaft ausgesprochen wurde, ist die belangte Behérde gemal Paragraph 35, Absatz 3, VwGVG

obsiegende und die beschwerdefliihrende Partei unterlegene Partei.

In der mundlichen Verhandlung wurde vonseiten der belangten Behorde der Ersatz getatigter Aufwendungen

einschlieBlich des Verhandlungsaufwandes beantragt.

Es war daher spruchgemall der beschwerdeflihrenden Partei als unterlegener Partei der zu leistende Aufwandersatz
(mit Verhandlungsaufwand) in der Gesamthdhe von 887,20 Euro aufzuerlegen. Der in der Beschwerde gestellte Antrag
der beschwerdefiihrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen im beantragten Umfang war gemal3 8 35 Abs. 3 VWGVG
abzuweisen, da sie (ganzlich) unterlegene Partei ist und ein Aufwandersatz somit nicht in Betracht kommt.Es war
daher spruchgemaR der beschwerdefihrenden Partei als unterlegener Partei der zu leistende Aufwandersatz (mit
Verhandlungsaufwand) in der Gesamthdéhe von 887,20 Euro aufzuerlegen. Der in der Beschwerde gestellte Antrag der
beschwerdeflihrenden Partei auf Ersatz der Aufwendungen im beantragten Umfang war gemal3 Paragraph 35, Absatz

3, VWGVG abzuweisen, da sie (ganzlich) unterlegene Partei ist und ein Aufwandersatz somit nicht in Betracht kommt.
3.5. Zur Unzulassigkeit der Revision (Spruchpunkt B.):

Gemal 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem BVwG hervorgekommen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund
der einschlagigen Erkenntnisse des VwWGH vom 19.02.2015, ZI. Ro 2013/21/0075, vom 23.04.2015, ZI. Ro 2014/21/0077,
und vom 19.05.2015, ZI. Ro 2014/21/0071, sowie auch der die Schubhaft betreffenden Erkenntnisse des VfGH vom
12.03.2015, G 151/2014 ua., und E 4/2014.Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemal Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der L&sung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher
Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem BVwG
hervorgekommen. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der einschldagigen Erkenntnisse des VwGH vom
19.02.2015, ZI. Ro 2013/21/0075, vom 23.04.2015, ZI. Ro 2014/21/0077, und vom 19.05.2015, ZI. Ro 2014/21/0071,
sowie auch der die Schubhaft betreffenden Erkenntnisse des VfGH vom 12.03.2015, G 151 aus 2014, ua., und E 4 aus
2014,.
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